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te, '2 der im wesentlichen die Bistümer Osnabrück und Minden, die Grafschaften 
Tecklenburg und Ravensberg sowie die Herrschaft Lippe umfaßte'3 und in dem 
es auch im 15. Jahrhundert noch zu rein ostwestfälischen Landfriedensbündnis­
sen gekommen ist. '4 Doch erweist sich auch hier, daß die Städte nur eine unter­
geordnete Rolle gespielt haben. Erinnert sei an ein Bündnis, das 1417 zwischen 
dem Grafen Wilhelm von Berg und Ravensberg und den Edelherren Simon, 
Friedrich und Otto zur Lippe geschlossen wurde.55 Nach dem Wortlaut der Ur­
kunde kam es zwar u. a. auf den Rat der "stede der vorg[enanten] lande", näm­
lich der Städte Herford, Bielefeld, Lemgo, Horn, BIomberg und Detmold, zu­
stande, doch ging es nachher nur noch insofern um die Städte, als sie den ver­
bündeten Landesherren im Fehdefall offen stehen sollten. Fast regelmäßig findet 
sich in den Landfriedensurkunden der ausdrückliche Hinweis darauf, daß die 
Bündnisse mit Rat und Zustimmung der Städte ("mit raide Wytschop unde gu­
den wyllen"56) zustande gekommen seien, doch lassen die Friedenregelungen im 
einzelnen keinen Zweifel daran, daß die verbündeten Landesherren die bestim­
menden Kräfte waren und das Friedensrecht in den Dienst ihrer Absichten stell­
ten.57 Die herrschaftliche Dominanz zeigt sich auch in einem Landfrieden, den 
der Paderborner Bischof Wilhelm von Berg in seiner Eigenschaft als Graf von 
Ravensberg u. a. mit den Städten Herford und Bielefeld, Bischof Wulbrand von 
Minden sowie den Städten Minden, Lübbecke und Petershagen im März 1410 
abschloß und der in "unser twiger heren landen", nämlich in der Grafschaft Ra­
vensberg und dem Hochstift Minden, gelten sollte.58 Es gibt freilich auch Gegen­
beispiele, die belegen, daß sich die Städte nicht immer widerspruchslos dem Wil­
len ihrer Herren fügten. Als 1435 der Kölner Erzbischof die Soester Bürger auf-

52 Vgl. Pfeiffer (wie Anm. 6), bes. S.116f.; G. Angermann, Die Stellung des nordöstlichen Westfa­
lens in der Landfriedensbewegung zwischen 1300 und 1350, in: Liep. Mitt. 24 (1955), S.160ff.; 
F. Schultz, Landfriedensbestrebungen im Stifte Osnabrück bis zum Jahre 1495, in: Osn. Mitt. 52 
(1 930), S.1 H.; M. Welz , Zur Landfriedensbewegung im nordöstlichen Westfalen, in: 59. Jahresber. 
des Hist. Vereins für die Gft. Ravensberg, Jg. 1956/57, S.69ff.; L. Tewes, Westfälische Landfrieden 
im 14. Jahrhundert, in: BOLG 121 (1985), S.170f. Auf die besondere Stellung Ostwestfalens hat in 
anderem Zusammenhang auch L. von Winterfeld, Das westfälische Hansequarrier, in: der Raum 
Westfalen, Bd. II, 1 (wie Anm. 6), S. 282 Anm. 166, hingewiesen. 
53 Legt man den Westfalen-Begriff Werner Rolevincks zugrunde (W. Oe laude antiquae 
Saxolliae nunc Westphabae dlctae, mIt dt. Ubs. hrsg. von H. Bücker, Munster 1953, S. 12), dann Wird 
man auch die Land±riedensbündnisse als "rein" westfälische ansehen dürfen, an denen die Grafen 
von Oiepholz beteiligt waren. 
54 Vgl. z. B. UB Herford 1, 150, 153, 172, 250. 
55 UB Herford I, 164. 
56 Wigands Archiv, Bd. 4, H. 1, Lemgo 1831, S. 60; ausführliches Regest: Lipp. Regg. N. F., bearb. 
von H. -P. Wehlt, 3. Ug., Lemgo 1992, 1454.06.28. Es handelt sich um das erneuerte Friedensbündnis 
des Erzbischofs Dietrich von Köln, zugleich Administrator des Bistums Paderborn, mit dem Edel­
herrn Bernhard zur Lippe. Ein Zusammenhang zwischen diesem Bündnis und der Stellung Pader­
borns innerhalb der Hanse, wie ihn H. Schoppmeyer, Paderborn als Hansestadt, in: Westf. Zs . 120 
(1970), S. 360, hergestellt hat, erscheint allerdings zweifelhaft. 
57 Vgl. auch Welz (w ie Anm. 52), S. 107ff.: Bündnis des Elekten Konrad von Osnabrüek mit dem 
Bischof von Münster, dem Grafen Konrad von Rietberg sowie den Edclherren Otto von Diepholz 
und Bernhard und Simon zur Lippe vom 13. 5.1457. 
58 UB Herford I, 153. 
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forderte, ein von ihm mit Gerhard von Kleve-Mark ausgehandeltes Bündnis 
mitzubesiegeln, erklärten die Soester, daß sie dies ohne weiteres nicht könnten, 
sondern sich erst mit der Ritterschaft und den Städten des kölnischen Westfalens 
beraten müßten: "Und wes wij dan semptlik eyndrechtich werdet und overkom­
met, will wij leifflike und denstlike eyne temelike anworde weder don schry­
ven ... "59 Die Soester, die sich zwei Jahre später mit der Ritterschaft des Mar­
schalIamtes in Westfalen und der Grafschaft Arnsberg sowie den Städten Brilon, 
Geseke, Rüthen, Wer!, Attendorn, Olpe, Menden, Warstein, Neheim, Kallen­
hardt, Belecke, Medebach, Winterberg, Hallenberg und Schmallenberg zum 
Schutz der eigenen Rechte in der sog. ersten Erblandesvereinigung zusammen­
schlossen,6o betrachteten sich folglich keineswegs als die erzbischöflichen "Be­
fehlsempfänger", sondern behielten sich - unter Betonung ihrer landstandschaft­
lichen Eigenständigkeit - vor, das landesherrliche Ansinnen genau zu prüfen. 

So wenig die westfälischen Städte in der regionalen Landfriedenspolitik im 
späteren Mittelalter als eigenständige, mitgestaltende Kräfte in Erscheinung tra­
ten, so wenig finden sich in den zeitgenössischen QuelIen Nachrichten über 
städtebündische Aktivitäten, nachdem am 10. November 1338 der Werner Bund 
von 1253 zum letzten Mal erneuert worden war6 ! Das ist zweifellos ein überra­
schender Befund, vor allem wenn man bedenkt, daß zur gleichen Zeit in den Ge­
bieten östlich der Wes er, aber auch in Süddeutschland bemerkenswerte städte­
bündische Aktivitäten entfaltet wurden.6

' Die kürzlich geäußerte, für sich ge­
nommen schon problematische Vermutung, die Hanse habe mit der 1430 verein­
barten Tohopesate die Funktion der regionalen Städtebünde übernommen, trägt 
zur Erklärung wenig bei ." Denn abgesehen davon, daß 1430 zwar ein entspre­
chender Beschluß gefaßt worden war, eine Tohopesate tatsächlich aber nicht zu­
stande kam, die einen regionalen Städtebund hätte ersetzen können, erklärt die 
Tohopesate nicht das völlige Fehlen von Städtebünden nach 1338. 

Städtebündische Aktivitäten sind in Westfalen erst wieder um die Mitte des 
15. Jahrhunderts im Vorfeld der So ester Fehde (1444-1449) zu beobachten. Die 
in die 20er Jahre des Jahrhunderts zurückreichenden, sich zu Beginn der 40er 
Jahre zuspitzenden Auseinandersetzungen zwischen dem Kölner Erzbischof 
Dietrich Ir. von Moers (1414-1463) und "seiner" Stadt Soest hatten den westfäli-

59 Zit. nach Schoppmeyer, Formierung (w ie Anm. 3), S. 29. 
60 Urkunden zu r Geschichte des Städtewesens in Mittel- und Niederdeutschland, Bd. 2, hrsg. von 
F. B. Fahlbusch und H. Stoob, Köln 1992, Nr. 324. 
61 Wie Anm. 5. 
62 Vgl. statt vieler M. Puhle, Die Politik der Stadt Braunschweig innerhalb des Sächsischen Städte­
bundes und der Hanse im späten Mittelalter, Braunschweig 1985; den., Der Sächsische Städtebund 
und die Hanse im späten Mittelalter, in: HGbl1. 104 (1986), S. 21 H.; W. Mägdefrau, Der Thüringer 
Städtebund im Mittelalter, Weimar 1977; M. Kuhbier, Die pommersehen Städtebünde bis zum An­
fang des XV. Jahrhund erts, ihre Bedeutung für die pommersehe Territorialpolitik und für die Hanse, 
Diss. phil. Münster 1922; J. Schildhauer, Der schwäbische Städtebund - Ausdruck der Kraftentfal­
tung des deutschen Städtebürgertums in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts, in: JbGFeud. 1 
(1977), S. 187ff. 
63 Berns (w ie Anm. 5), S. 146; ähnliche Überlegungen finden sich bei Bode, Bundesbestrebungen 
(wie Anm. 41), S. 233. 
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schen Städten gezeigt, in wie hohem Maße ihre Autonomie durch die städte­
feindliche Politik der Landesherren gefährdet sein konnte. Daß im übrigen in 
der Soester Fehde nicht nur der Gegensatz zwischen der Stadt und dem erz­
bischöflichen Stadtherrn ausgetragen wurde, sondern auch der Konflikt zwi­
schen Kurköln und Kleve-Mark um die Vorherrschaft am Niederrhein und in 
Westfalen, ebenso wie die burgundischen Zwischenreichspläne mit im Spiel wa­
ren, sei hier nur angemerkt." 1443 schlossen sich deshalb - in Erinnerung an das 
noch immer gültige Bündnis von 1253, dessen Vertragstext jetzt ins Niederdeut­
sche übertragen wurde65 - die Städte Soest, Dortmund, Münster und Osnabrück 
unter Beiziehung von Paderborn und Lippstadt zur Verteidigung der eigenen 
Rechte und Privilegien zusammen.66 In der Bündnisurkunde wurden zunächst 
die Formen der gegenseitigen Hilfeleistung bei Rechtsverletzungen festgelegt. 
Die Städte versprachen, sich zuerst um eine gütliche Einigung zu bemühen. Soll­
te das nicht zum Erfolg führen, so sollte das Scheitern der Bemühungen durch 
Glockenschlag in den Städten bekanntgegeben werden, und die das städtische 
Recht verletzenden Herren sollten fortan in den Städten keinerlei U nterstüt­
zung finden, wobei in erster Linie an den Ausschluß vom städtischen Markt 
durch Kreditverweigerung oder Nichtverkauf von Lebensmitteln gedacht war. 
Erst wenn auch diese Maßnahmen die Herren nicht zum Einlenken bewegen 
sollten, wollten die verbündeten Städte der angegriffenen Stadt "myt lywe vnd 
gude na all erer macht vnd erem vermogen" beistehen, "sunder alle argeliste" . 
Dabei blieb jedoch offen, wie das im einzelnen geschehen konnte und wie weit 
die Verpflichtung reichte. Wenn ein Bürger wegen nicht bezahlter Schulden 
friedlos gelegt war, sollte er in allen verbündeten Städten als friedlos gelten. Soll­
te ein Bürger beraubt oder gefangen genommen werden, sollten alle Städte dazu 
beitragen, den Missetäter zur Verantwortung zu ziehen; Bundesorgane wurden 
expressis verbis nicht eingerichtet. Wenn aber Vorkehrungen für den Fall getrof­
fen wurden, daß Bürger auf dem Wege zu Versammlungen der Städte überfallen 
werden sollten, oder Städte eine Zusammenkunft nicht besuchten, was mit einer 

64 Dazu H.-D. Heimann , Fürstenpoli tik und Fehde. Zum Ost-Westverhältnis im Territori alsystem 
des 15. Jahrhunderts am Beispiel der Soester Fehde 1444-1449, in: Soester Zs. 92/93 (1980/81), 
S. 151ff.; ders., Zwischen Böhmen und Burgund. Zum Ost- Westverhältnis innerhalb des Territorial­
systems des Deutschen Reiches im 15. Jahrhundert, Köln 1982; W. Ehbrecht, Emanzipation oder 
Territorialisierung? Die Soester Fehde als Ausdruck des Ringens um die staatliche Ordnung des 
Nordwestens zwischen Reich, Burgund, Erzstift Köln und Hanse, in: Studia Luxemburgensia. Fest­
schrift H ein z Stoob zum 70. Geb., hrsg. von F. B. Fahlbusch und P. lohanek, Warendorf 1989, 
S. 404ff. - Daß auch die sächsischen Städte durch die Vorgänge in Westfalen alarmiert waren, zeigt 
das Bündnis der Städte Braunschweig, Göttingen, Hannover, Northeim, Hildesheim vom 1. Dez. 
1444 (HR Il, 3, 172). 
65 Gedr.: Münsterisches Urkundenbuch, T. 1: Das Stadtarchiv Münster, 1. Halbbd., bearb. von 
J. Prinz, Münster 1960, Nr. 16. 
66 Wigands Archiv, Bd. 4, Lemgo 1831, S.51ff. [mit falschem Datum; vgl. Berns (wie Anm. 5), 
S. 203 Anm. 512].- Zur Soester Fehde noch immer grundlegend J. Hansen, Westfalen und Rheinland 
im 15. Jahrhundert, Bd. 1: Die Soester Fehde, Leipzig 1888; zuletzt Ehbrecht, Emanzipation (wie 
Anm. 62), S. 404ff.; ders., Luise von Winterfelds Untersuchung "Das westfälische Hansequartier" im 
Lichte der Forschung mit besonderer Berücksichtigung der kleinen Städte, in: Der Raum Westfalen, 
Bd. VI, hrsg. von F. Petri u. a., T. 1, Münster 1989, S. 267ff. 
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Buße von 100 Mark belegt wurde, dann deutet dies doch darauf hin, daß zumin­
dest von Fall zu Fall Zusammenkünfte erforderlich werden konnten, die dann 
auch abgehalten werden sollten - wie das bereits in der erweiterten Fassung des 
Werner Bundes von 1268 vorgesehen war."' Neu war die Verpflichtung, Mit­
gliedsstädte oder deren Bürger, wenn sie vor ein heimliches Gericht geladen 
wurden, zu unterstützen. Bestimmt wurde auch, daß die Urkunde alljährlich, 
wenn ein neuer Rat die Amtsgeschäfte übernahm, den neuen Ratsherren vorge­
lesen werden sollte, "up dat dusse vurg. guetliche vereninge ydermann to synne 
heb be vnd sich dar na richten möge" . 

Am 23. Oktober 1445 erneuerten die Städte ihr Bündnis68 
- unter ausdrückli­

chem Bezug auf den Werner Bund -, nachdem sich die Stadt Soest im Sommer 
1444 von ihrem erzbischöflichen Stadtherrn losgesagt und den Jungherzog Jo­
hann von Kleve und Mark als ihren neuen Stadtherrn anerkannt hatte.69 Unter 
den Bündnispartnern fehlten jedoch Paderborn, Osnabrück, die vermutlich aus 
Rücksicht auf ihre Moerser Stadtherren nicht offen für Soest Partei ergreifen 
mochten, und vor allem Dortmund, das seit 1396 mehrfach Schutzbündnisse mit 
Köln abgeschlossen7o und sich im Oktober 1444 gegen die Bördestadt auf die 
Seite Dietrichs von Moers gestellt hatte;' l dafür besiegelten die märkischen Städ­
te Hamm, Unna und Kamen das Bündnis. Ihre konsequente Haltung zwang den 
mit dem Köh1er Erzbischof verbündeten Landesherrn, den Grafen Gerhard von 
der Mark, sich von seiner Pflicht zur Hilfeleistung mit 8000 GI. freizukaufen. 72 

Im Juni 1447 schlossen die genannten märkischen Städte auch mit Jungherzog 
Johann von Kleve ein förmliches Bündnis gegen den Kölner Erzbischof. 73 Sie 
und Lippstadt waren die einzigen westfälischen Städte, bei denen Soest in seiner 
schwierigen Lage Unterstützung fand. 

Am 18. November 1445 hatten sich die Städte des Hochstifts Münster, näm­
lich Münster, Coesfeld, Warendorf, Borken, Ahlen, Beckum, Rheine, Dülmen 
und Haltern, "to troste, nutte unde vrede umb mannichvoldiger noet unde be­
drancknisse unß an vencknisse, rove und anderer unrechter besweringhe und ge­
wolt anvallende", zu einem ewigen Bund zusammengeschlossen, "allsoe dat de 
vorgeroirden stede, ere borgere ind medewoners ind eyn itlijk van en bliven sul­
len by all eren privilegien, vrygheyden, breven, rechten, gerichten, herkomen ind 

67 Westf. UB III, 816. 
68 Hansen I, 177. 
69 Lac. IV, 258; verz.: INA N. F. Bd. 9 (wie Anm. 37), Nr. 130. 
70 A. Fahne, Die Grafschaft und freie Reichsstadt Dortmund, Bd. 2: Urkundenbuch der fre ien 
Reichsstadt Dortmund, 1. Abt., Köln 1855, Nr. 173,206, 216,218, 220; ferner cbd. Nr. 260, 264, 265; 
2. Abt., Köln 1857, Nr. 468. 
71 Hansen I, 120 und 180, 181; vgl. Berns (wie Anm. 5), S. 203. 
72 Vgl. U. Meckstroth, Das Verhältnis der Stadt Münster zu ihrem Landesherrn bis zum Ende der 
Stiftsfehde (1457), Münster 1962, S. 124 Anm. 46. 
73 Hansen I, 273. 
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gewonden"'4. Im März 1447 trat auch Bocholt dem Bündnis bei." Die politische 
Bedeutung dieses Bundes, der am 5. September 1447, nach der erfolglosen Bela­
gerung Soests, noch einmal erneuert wurde - unter den beteiligten Städten wur­
den jetzt auch Vechta, Haselünne, Meppen, Friesoythe, Vreden, Werne und 
Telgte aufgeführt'· -, wird man mit W. Ehbrecht darin sehen dürfen, daß mit 
ihm ein gewisser Druck auf den Bischof von Münster, Heinrich von Moers 
(1425 - 1450), ausgeübt und dieser immerhin daran gehindert wurde, seinen erz­
bischöflichen Bruder aktiv gegen Soest zu unterstützen." Insgesamt aber hat die 
Bördestadt bei ihren westfälischen Nachbarstädten und z. T. Bundesgenossen, 
wie gesagt, wenig Hilfe gefunden. Am eifrigsten bemühte sich noch Paderborn, 
die Hanse zur Vermittlung und Unterstützung der bedrängten Stadt zu bewe­
gen,78 "so dat de heren by erer herlicheit und de stede by erer vryheit und rech­
ten bliven ... mogen" 79, doch war diesen Bemühungen letztlich wenig Erfolg be­
schieden.so Schließlich sah sich auch die Paderstadt angesichts des Anrückens der 
von Erzbischof Dietrich von Moers angeworbenen sächsischen und böhmischen 
Söldner im Juni 1447 gezwungen, Soest die Fehde anzusagen, ebenso wie Horn, 
Lemgo und Minden." Nur die märkischen Städte Hamm, Unna, Kamen und 
Iserlohn verblieben noch im November 1447 im Bündnis mit Soest.82 Münster, 
das ebenfalls fest an der Seite Soests gestanden hatte, hatte sich im Sommer dem 
Druck der Moerser Brüder beugen müssen, konnte aber immerhin verhindern, 
Soest offiziell die Fehde anzusagen.83 

Es ist in diesem Zusammenhang nicht erforderlich, dem Verlauf der Soester 
Fehde im einzelnen nachzugehen. Wichtig ist die Beobachtung, daß sich, was 
sich ähnlich schon bei der Betrachtung der spätmittelalterlichen Landfriedens­
bündnisse zeigte, die städtebündischen, insbesondere die über-territorialen städ­
tebündischen Aktivitäten der westfälischen Städte, verglichen mit der regen Be-

74 Hansen I, 179. 
75 Vgl. Ehbrecht, Emanzipation (wie Anm. 64), S. 418. 
76 Niesert, Urkundensammlung, Bd. III, S. 73ff.; noch einmal erneuert 1486, ebd., S. 83ff. - Wenn in 
der Urkunde ausdrücklich hervorgehoben wird, daß "dese eindracht" auch dann Bestand haben soll, 
wenn nicht jede der genan nten Städte die Urkunde bes iegelt, dann liegt die Vermutung nahe, daß 
möglicherweise tatsächlich nicht alle Städte Mitglieder des Bundes waren; dazu F . B. Fahlbusch, Zu r 
Hansischen Organisation im Hochstift Münster im 15. und 16. Jahrhundert, in: West!. Forschungen 
35 (1985), S. 68. 
77 Ebd. - Auch Meckstroth (wie Anm. 72), S. 124f. 
78 Vgl. Schoppmeyer, Paderborn (wie A nm. 56), S. 356ff. 
79 HR II, 3, 202. 
80 Vgl. die Klage des Bartholomäus von der Lake über den Mangel an hansischer Solidarität: 
e hron. dt. Städte, Bd. 21, Göttingen ' 1969, S. 37; zur Quelle jetzt H. Droste, Die Soester Fehdechro­
nik und ihre Uberarbeitung in der Reformation. Eine Rezepti onsgeschi chte, in: Soester Zs. 103 
(1991 ), S. 39ff. 
81 H ansen 1,283,285-287. 
82 Hansen I, 344; Inventare der nichtstaatlichen Archive, N. F. Bd. 8: Inventar des Stadtarchivs Ka­
men. Die Urkunden bis 1500, bearb. von J. Bauermann, Münster 1978, Nt. 114; dazu auch Hansen I, 
378 (1 448 Okt. 25). 
83 Meckstroth (wie Anm. 72), S. 129. 
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triebsamkeit in anderen Regionen, in engen Grenzen hielten. Interessanterweise 
enthalten die westfälischen Bündnisurkunden auch keinerlei Bestimmungen 
über die Bekämpfung innerstädtischer Unruhen, wie sie sonst im hansischen 
Raum seit dem 14. Jahrhundert ein wichtiges Ziel städtebündischer Vereinba­
rungen waren. Es scheint, als hätten die westfälischen Städte angesichts der er­
starkenden Territorialgewalten nur wenig Handlungsspielraum besessen. Das 
mag im übrigen auch der Grund dafür sein, daß es im Umfeld der Großen Dort­
munder Fehde keine städtebündischen Anstrengungen gegeben hat. Bezeich­
nend ist in diesem Zusammenhang ein Schreiben der beiden amtierenden Bür­
germeister der Stadt Osnabrück an die Stadt Dortmund vom März 1388, in dem 
sie anfragten, wie sie der angegriffenen Stadt helfen könnten, um darüber dann 
"myt unsen heren [to] spreken"84! 

Es fügt sich in das Bild, daß die westfälischen Städte auch wenig Anteil an den 
städtebündischen Bestrebungen innerhalb der Hanse hatten, die vor allem im 15. 
Jahrhundert in den Bemühungen um den Abschluß der sog. Tohopesaten ihren 
Niederschlag fanden. Angesichts der zunehmenden Bedrohung der städtischen 
Freiheit durch die Landesherren, angesichts zugleich der Befürchtung, daß die 
Hanse wegen der Uneinigkeit der verschiedenen Städte und Städtegruppen un­
tereinander in ihrer Handlungsfähigkeit und in ihrer Geltung im Ausland nach­
haltig beeinträchtigt werden könnte, wenn sie nicht sogar zugrunde gerichtet 
würde" - was für den einzelnen Hansekaufmann das Ende seines privilegierten 
Handels bedeutet hätte -, angesichts dieser Umstände verstärkten sich seit den 
80er Jahren des 14. Jahrhunderts innerhalb der Hanse die Bestrebungen, durch 
einen festeren bündischen Zusammenschluß eine "bessere Eintracht" herzustel­
len, um so die Unabhängigkeit der Städte gegenüber fürstlichen Begehrlichkei­
ten zu schützen und das Erscheinungsbild der Hanse nach außen zu stärken. 
Freilich gab es auch zurückhaltende Stimmen wie die des livländischen Ordens­
meisters, der 1411 vor einem "versiegelten Bundesvertrag" warnte,86 weil das 
Gebiet der Hanse und die Anzahl der Städte zu groß seien, als daß man bei allen 
territorialen Streitigkeiten mit den Fürsten und Herren helfen könne. Zu einer 
ersten Tohopesate kam es 1417, doch war diese nicht mehr als die Erneuerung 
eines wenige Monate zuvor vereinbarten Bündnisses der wendischen Städte." 
Eine gesamthansische Tohopesate sollte auf dem berühmt gewordenen Lü­
becker Hansetag vom Sommer 1418 beschlossen werden. Ein entsprechender, 
wohl von Lübeck erarbeiteter Entwurf lag den Ratssendeboten, zu denen Ver­
treter der Städte Dortmund, Soest, Münster, Osnabrück und Minden gehörten, 
auch vor. Danach verpflichteten sich die Städte, einander gegen jeden Angreifer 
beizustehen. Detailliert wurde geregelt, wie die Hilfe geleistet werden sollte -

84 UB Dortlllund 11, 198. 
85 Vgl. z. B. HR I, 5, 385; HR 1,6,51; HR 11,1,11; HR Il, 2, 455, 457; HR 11, 6, 445. 

86 HUB V, 1020. 
87 Vgl. Bode (wie Anm. 41), S. 224; H. Wernicke, Die regionalen Bündnisse der hansischen Mitglie­
der und deren Stellung in der Städtehanse von 1280 bis 1418, in: JbGFeud. 6 (1982), S. 257. 
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angefangen bei Vermittlungsbemühungen durch vier benachbarte Städte bis hin 
zu militärischer oder finanzieller Unterstützung, wobei auffällt, daß von den 
westfälischen Städten in der Matrikel nur die tatsächlich durch Ratssendeboten 
in Lübeck vertretenen aufgeführt waren: Dortmund und Münster mit acht Ge­
wappneten und vier Schützen, Osnabrück und Soest mit acht Gewappneten und 
drei Schützen, Minden dagegen nur mit sechs Gewappneten und zwei Schützen; 
geregelt wurde zudem, wie bei eventuellen Streitigkeiten unter den verbündeten 
Städten zu verfahren sei - vor allem sollte kein landesfürstliches Gericht angeru­
fen werden, u. v. m. BS Aber der Entwurf scheint nicht einmal beraten worden zu 
sein. 89 

Die z. T. qualvolle Geschichte der hansischen Tohopesaten muß an dieser 
Stelle nicht im einzelnen nacherzählt werden;'o nur die wichtigsten Stationen sei­
en in Erinnerung gerufen: Auf dem schon erwähnten Hansetag von 1429/1430," 
der nach Ausbruch des wendisch-dänischen Krieges und unter dem Eindruck 
der Hussitengefahr in Lübeck stattfand und den neben Dortmund und Soest 
auch die ostwestfälischen Städte Paderborn und Herford beschickt hatten, wur­
de der Plan einer Tohopesate beschlossen,92 die sich ausdrücklich gegen fürstli­
che Übergriffe richtete, die aber auch über den Status einer Vorlage nicht hin­
auskam. Erst 1434 verabschiedete der Hansetag die Tohopesate93 

- allerdings 
nicht in der Form eines von allen Hansestädten besiegelten Bündnisvertrags, 
sondern lediglich in der Form eines Mehrheitsbeschlusses, an den sich die Han­
sestädte aber bekanntlich nur bedingt gebunden fühlten . 

Im März 1441 beriet deshalb ein insgesamt gut besuchter Hansetag erneut 
über eine Tohopesate, die in einem lange geheim gehaltenen Entwurf vorlag." 
Die westfälischen Städte waren durch Münster und Lemgo vertreten, aber es ist 
bezeichnend, daß weder sie noch irgend eine andere westfälische Hansestadt un­
ter den potentiell Verbündeten genannt wurden,9' Als 1443 schließlich die erste 
hansische Tohopesate zustande kam - der voraufgegangene Fürstentag in Wils­
nack, an dem Markgraf Friedrich von Brandenburg, Herzog Heinrich von 
Mecklenburg, die Herzöge von Braunschweig-Lüneburg u. a. Fürsten teilge­
nommen hatten und der, wie eine Notiz in der Lübecker Ratschronik zeigt, un-

88 Rezeß der Tagfahrt: HR I, 6, 556; Entwurf der Tohopesate: HUB 6, 170. 
89 Vgl. V. Henn , Der Lübecker Hansetag vom Sommer 1418, in: Beiträge zur dt. Volks- und Alter­
tumskde. 26 (1988/91), S. 34f. 
90 Dazu Bode [wie Anm. 41; Fortsetzung in: HGbl1. 46 (1920/21), S. 174ff., und HGbl1. 51 (1926), 
S.28ff.]. Zusammenfassend auch M. Puhle, in: Die Hanse - Lebenswirklichkeit und Mythos, hrsg. 
von J. Bracker, Hamburg 1989, Bd. 1, S. 86ff. 
91 Der Rezeß datiert vom 1. Januar 1430. 
92 HR 1,8,712 § 18-23. Festgelegt wurde auch die Zahl "werafti ger lude mit glevien", die jede Stadt 
zu stellen hatte; veranschlagt wurden diesmal auch die in LübecK nicht vertretenen Städte: Münster 
mit zehn, Osnabrück mit acht, Dortmund und Soest mit jeweils sechs, Paderborn und Minden mit je 
vier, Lcmgo mit drei und Herford mit zwei Bewaffneten. 
93 HR TI, 1,321 § 38. 
94 HR II, 2, 439; vgl. Bode [wie Anm. 90 (1926)], S. 31ff. 
95 Vgl. Lübeckisches Urkundenbuch, Bd. 8, Lübeck 1889, Nr. 14. 
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ter den Hansestädten zumindest vorübergehend die große Sorge hervorgerufen 
hatte, daß die Fürsten sich zusammenschließen könnten, um die Städte zu unter­
werfen96 -, blieben die westlichen, folglich auch die westfälischen Hansestädte 
völlig abseits." 1447, als in Westfalen die Soester Fehde ihren Höhepunkt er­
reichte, erneuerte der Hansetag, den diesmal Paderborn, Lemgo und Münster 
beschickt hatten und der für die westlichen Hansestädte wegen der zu erwarten­
den Flandern-Beschlüsse von besonderer Bedeutung war,98 die "vruntlike toho­
pesate" von 1443, "umme unrechter gewalt weddertostande". Ihr traten nun 
auch die westfälischen Städte bei, die in der Matrikelliste ähnlich wie 1430 veran­
schlagt wurden."" Im April 1451 wurde das Bündnis von 1447 unter Beteiligung 
der westfälischen Städte noch einmal für sechs Jahre verlängert.loo Die entschei­
denden Impulse bei den städtebündischen Bemühungen innerhalb der Hanse, 
die der Abwehr fürstlicher Angriffe auf die Selbständigkeit der Städte und der 
Bekämpfung der das Ratsregiment gefährdenden innerstädtischen Unruhen gal­
ten, gingen aber nicht von den westfälischen, sondern in der Hauptsache von 
den sächsischen und wendischen Städten aus. 101 Aber auch deren Interesse am 
Abschluß von hansischen Tohopesaten ließ in der zweiten Hälfte des 15. Jahr­
hunderts deutlich nach, zumal die Städte im konkreten Fall von den Bündnissen 
wenig Unterstützung erfuhren und die wirtschaftlichen Probleme der Hanse mit 
Hilfe der Tohopesaten ohnedies nicht gelöst werden konnten. Versuche, in den 
Jahren 1469 und 1470, angesichts der Auseinandersetzungen mit England, des 
Konflikts mit Köln, der dänisch-schwedischen Spannungen, nicht zuletzt auch 
der zunehmenden Auseinandersetzungen vieler Städte mit ihren Landesherren 
ein engeres Bündnis zustande zu bringen, verliefen ergebnislos,l02 und schließ­
lich scheiterte auch der Versuch der Bremer Tagfahrt 1476, zu der Münster, Pa­
derborn und Minden Ratssendeboten entsandt hatten,l 03 eine gesamthansische 
Tohopesate zu verabschieden, die gerade auch die westfälischen Städte nicht 
mittragen wollten. 

96 ehron. dt. St., Bd. 30, Göttingen ' 1968, S. 19f.: " . .. dat se waiden maken eynen verbund unde 
upsate underlank weddcr de stede, wo se mochten otmodighen de stede, de under cn beseten wercn", 

97 HR II, 3, 68. 
98 Vgl. E. Daenell, Die Blütezeit der deutschen Hanse. Hansische Geschichte von der zweiten Hälf­
te des XIV. bis zum letzten Viertel des xv. Jahrhunderts, Bd. 2, Berlin 1973 (Nd r. der Ausg. Berlin 
1906), S. 54ff.; V. Henn, Der niederrheinisch-ostniederländische Raum und die Hanse, in: "zu Allen 
theilen Inß mittel gelegen". Wesel und die H anse an Rhein, IJssel & Lippe. Ausstellungskatalog, 
hrsg. von W. Arand und J. Prieur, Wesel 1991, S. 22; ders., "de alle tyd wedderwartigen Suedersee­
sehen stedere«. Zur Integration des niederrheinisch-ostniederländischen Raumes in die Hanse, in: 
HGbll. 112 (1994), S. 52ft. 
99 HR 11, 3, 288 § 23. 
100 Vgl. HR Il, 3, 649 § 16; 652, 671, 678. 
101 Zur Abstinenz der westfälischen Städte in hansischen Angelegenheiten vgl. auch ]. RondorJ, Die 
westfälischen Städte in ihrem Verhältnis zur Hanse bis zum Beginn des XVI. Jahrhunderts . Diss. 
phil. Münster 1905. 
102 Vgl. H.-J. Vogtherr, Der Hansetag von Uelzen im Jahre 1470, in: Heimatkalender für Stadt und 
Kreis Uelzen 1991, S. 67ff. 
103 HR II, 7, S. 598ff. 
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Mag sich die bündnispolitische Zurückhaltung der westfälischen Städte im 
Rahmen der Hanse z. T. aus der gegensätzlichen Interessenlage der See- und der 
binnenländischen Städte erklären - Dortmund hatte diese 1368 in seiner bekann­
ten Absage an das Kriegsbündnis gegen Waldemar Atterdag ja deutlich genug 
angesprochen lo4 -, so dürfte sie zum anderen Teil jedoch und vor allem im regio­
nalen Bezugsrahmen wohl hauptsächlich auf die notwendige Rücksichtnahme 
auf die jeweilige Landesherrschaft zurückzuführen sein. In dem Maße, in dem es 
den Landesherren gelungen war, die eigene landesherrliche Position zu festigen 
und als Folge der räumlichen Arrondierung der Territorien, der Ausschaltung 
konkurrierender He~rschaftsträger, der Modernisierung der Verwaltung durch 
die Einrichtung der Amter sowie der Neuordnung des Gerichts- und Finanzwe­
sens l05 intensivere Formen der herrschaftlichen Durchdringung des Landes 
durchzusetzen, und damit auch das landesherrliche Selbstverständnis eine Stär­
kung erfahren hatte, wurde einerseits die Friedenswahrung als eine vorrangig 
hoheitliche Aufgabe begriffen, an der die Städte nur noch mittelbar beteiligt 
wurden, und verringerten sich andererseits - trotz wachsender Mitspracherechte 
im Innern im Rahmen der landständischen Organisation - die Spielräume für ei­
ne eigenständige, überterritoriale "Außen" - und Bündnispolitik der Städte. lo6 In 
Westfalen, wo sich in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts zeitweilig alle geist­
lichen Territorien in den Händen von Angehörigen des machtbewußten Moer­
ser Grafenhauses befanden,lo, mögen sie dies in besonderer Weise gespürt haben. 
Im Konflikt zwischen hansischer Solidarität und territorialer Rücksichtnahme 
entschieden sich freilich nicht nur die westfälischen Städte zugunsten ihrer Lan­
desherren. So wehrten sich im Sommer 1394 Ratssendeboten aus Wismar und 
Rostock gegen den Vorwurf der preußischen Städte, sie hätten durch die Unter­
stützung ihres mecklenburgischen Landesherrn hansische Pflichten verletzt, in­
dem sie darauf hinwiesen, daß die Hanse nicht "also dane rechtyeheyt unde ver­
bund an sik hedde", daß sie verlangen könnte, "dat bedderve stede eren heren 
nycht helpen mosten in eren noden" lo8. 

104 HUB IV, 237; UB Dortmund II, 502. - Mit einer ähnlichen Einstellung rechnet B. -U. H er­
gemöller, Osnabrück im mittelalterlichen Hanseverband, in: F. B. Fahlbusch, F.-W. Hemann und 
B.-U. Hergemöller, Beiträge zur westfälischen Hansegeschichte, Warendorf 1988, S. 19, auch für 
Osnabrück. 
105 Vgl. zusammenfassend K. Scholz, in: Westfälische Geschichte, hrsg. von W. Kohl, Bd. 1, Düssel­
dorf 1983, S. 407ff. 
106 Dabei soll nicht übersehen werden, daß die stärkere Einbindung der Städte in die Territorien 
den Städten durchaus wirtschaftliche Vorteile bieten konnte; dazu H. Stoob, Westfälische Beiträge 
zum Verhältnis von Landesherrschaft und Städtewesen, in: Westf. Forschungen 21 (1968), S. 96. 
107 Das kölnische Westfalen in den Händen Dietrichs von Moers (1414-1463), der seit 1415 auch 
das Bistum Paderborn verwaltete; das Bistum Münster in den Händen seines Bruders Heinrich 
(1425-1450), der 1442 zudem die Leitung des Bistums Osnabrück übernahm. Schließlich stand mit 
Walram von Moers auch an der Spitze des benachbarten Bistums Utrecht ein Bruder des Kölner 
Erzbischofs. 
108 HR I, 4, 217 § 34. - Weitere Beispiele: Bode [wie Anm. 90 (1919)], S.238; ebd. (1920/21), S.184. 


